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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1969 Ausgegeben am 10. April 1969 27. Stück

1 1 0 . Bundesgesetz: Energieanleihegesetz 1969
1 1 1 . Kundmachung: Teilweise Aufhebung des § 1 des Boden-Credit-Anstalts-Gesetzes durch den

Verfassungsgerichtshof
1 1 2 . Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Sozialistischen Republik Rumänien über

Rechtshilfe in bürgerlichen Rechtssachen einschließlich Sachen des Familienrechts
und über Urkundenwesen samt Protokoll

110. Bundesgesetz vom 6. März 1969,
betreffend die Übernahme der Bundeshaftung
für Anleihen, Darlehen und sonstige Kredite
der Österreichischen Elektrizitätswirtschafts-
Aktiengesellschaft (Verbundgesellschaft) und
der Sondergesellschaften gemäß § 4 Abs. 4
des 2. Verstaatlichungsgesetzes (Energie-

anleihegesetz 1969)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für die

a) von der Österreichischen Elektrizitätswirt-
schafts-Aktiengesellschaft (Verbundgesell-
schaft),

b) von einer oder mehreren der Sondergesell-
schaften gemäß § 4 Abs. 4 des 2. Verstaat-
lichungsgesetzes oder

c) von der Österreichischen Elektrizitätswirt-
schafts-Aktiengesellschaft (Verbundgesell-
schaft) gemeinsam mit einer oder mehreren
der genannten Sondergesellschaften

zum Ausbau und zur Fertigstellung von Groß-
kraftwerken, insbesondere der Werke Feistritz,
Wallsee, Weyer und Zemm, sowie der Über-
tragungseinrichtungen der Verbundgesellschaft im
In- und Ausland aufzunehmenden Anleihen,
Darlehen und sonstigen Kredite namens des Bun-
des die Haftung als Bürge und Zahler (§ 1357
des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches) unter
der Voraussetzung zu übernehmen, daß der
Gesamtbetrag (Gegenwert) der aufzunehmenden
Anleihe, Darlehen und sonstigen Kredite
3000 Millionen Schilling einschließlich der Zinsen
und Kosten nicht übersteigt.

(2) Der Bundesminister für Finanzen wird
ferner ermächtigt, für Kredite, einschließlich der
Zinsen und Kosten, die der Vorfinanzierung von
Anleihen, Darlehen und sonstigen Krediten
gemäß Abs. 1 dienen, eine Laufzeit von einem
Jahr und das Ausmaß des im Abs. 1 genannten
Gesamtbetrages (Gegenwert) nicht überschreiten,
namens des Bundes die Haftung als Bürge und
Zahler (§ 1357 des allgemeinen bürgerlichen
Gesetzbuches) zu übernehmen. Diese Haftung

darf jedoch nur in einem Rahmen übernommen
werden, der eine allzu umfangreiche Überschnei-
dung zwischen Vor- und Endfinanzierung aus-
schließt. Kredite, die der Vorfinanzierung solcher
Anleihen dienen, sind auf den im Abs. 1 ge-
nannten Haftungsrahmen nicht anzurechnen.

(3) Der Bundesminister für Finanzen darf von
den im Abs. 1 und Abs. 2 erteilten Ermäch-
tigungen nur dann Gebrauch machen, wenn

a) die Finanzoperation (Anleihen, Darlehen
oder sonstige Kredite) im Einzelfall den
Betrag (Gegenwert) von 1300 Millionen
Schilling einschließlich der Zinsen und
Kosten nicht übersteigt;

b) der nominelle Zinsfuß, bezogen auf ein
Jahr, bei Zinsenzahlung im nachhinein nicht
mehr als 5 v. H. über dem im Zeitpunkt
der Finanzoperation geltenden Zinsfuß für
Eskontierungen der Oesterreichischen
Nationalbank (§ 48 Abs. 4 des National-
bankgesetzes 1955, BGBl. Nr. 184) beträgt;

c) die Laufzeit der Finanzoperation 25 Jahre
nicht übersteigt;

d) die prozentuelle Gesamtbelastung unter
Zugrundelegung der folgenden Formel nicht
mehr als 9°/o beträgt:

zur Feststellung des Nettoerlöses sind die
Emissions- oder Zuzählungsverluste, Be-
gebungsprovisionen, Werbe- und Druck-
kosten (Begebungskosten) vom Bruttoerlös
in Abzug zu bringen;

e) im Falle, daß eine vorzeitige Kündigung
der Anleihen, Darlehen und sonstigen Kre-
dite vereinbart ist, auch bei Kündigung die
prozentuelle Gesamtbelastung gemäß lit. d
nicht überschritten wird;

f) die Finanzoperation in Schilling, US-Dollar,
Deutschen Mark, Französischen Franken,
Schweizer Franken oder einer sonstigen
jederzeit konvertierbaren Währung erfolgt.

§ 2. Wird die Haftung des Bundes gemäß § 1
für Fremdwährungsbeträge übernommen, so sind
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diese zu den im Zeitpunkt der Haftungsüber-
nahme vom Bundesministerium für Finanzen
jeweils festgesetzten Kassenwerten auf den ge-
nannten Höchstbetrag anzurechnen.

§ 3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Finanzen betraut.

Jonas
Klaus Koren

1 1 1 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 13. März 1969 über die teilweise Auf-
hebung des § 1 des Boden-Credit-Anstalts-
Gesetzes durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 3 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und ge-

mäß § 64 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem
Erkenntnis vom 9. Dezember 1968, G 16/68, —
dem Bundeskanzleramt zugestellt am 7. März
1969 — die im § 1 des Boden-Credit-Anstalts-
Gesetzes BGBl. Nr. 348/1929, enthaltene Zahl
„49" als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit 30. November
1969 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Klaus

112.
Nachdem der am 17. November 1965 in Wien unterzeichnete Vertrag zwischen der Republik

Österreich und der Sozialistischen Republik Rumänien über Rechtshilfe in bürgerlichen Rechts-
sachen einschließlich Sachen des Familienrechts und über Urkundenwesen samt Protokoll, welcher
also lautet:

V E R T R A G
zwischen der Republik Österreich und der
Sozialistischen Republik Rumänien über
Rechtshilfe in bürgerlichen Rechtssachen ein-
schließlich Sachen des Familienrechts und

über Urkundenwesen
Der Bundespräsident der Republik Österreich

und der Staatsrat der Sozialistischen Republik
Rumänien sind übereingekommen, einen Vertrag
über Rechtshilfe in bürgerlichen Rechtssachen
einschließlich Sachen des Familienrechts und über
Urkundenwesen abzuschließen, und haben zu
diesem Zweck zu ihren Bevollmächtigten
ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:
Herrn Dr. Bruno K r e i s k y
Bundesminister für Auswärtige Angelegen-
heiten
Herrn Dr. Christian B r o d a
Bundesminister für Justiz
Der Staatsrat der Sozialistischen Republik
Rumänien:
Herrn Außenminister Corneliu Mănescu,

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten folgendes verein-
bart haben:

KAPITEL I
Allgemeine Bestimmungen

A r t i k e l 1
Rechtsschutz

(1) Die Angehörigen des einen Vertragsstaates
haben freien und ungehinderten Zutritt zu den
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Gerichten des anderen Vertragsstaates; sie
können bei diesen Klagen und Anträge einbrin-
gen und unter denselben Bedingungen wie In-
länder auftreten.

(2) Die Bestimmungen dieses Vertrages über
die Angehörigen eines der Vertragsstaaten be-
ziehen sich auch auf juristische Personen ein-
schließlich Handelsgesellschaften, die nach der
Rechtsordnung des einen Vertragsstaates errichtet
worden sind und ihren Sitz auf dessen Gebiet
haben.

A r t i k e l 2

Befreiung von der Sicherheitsleistung für die
Prozeßkosten

Treten Angehörige des einen Vertragsstaates,
die ihren Wohnsitz, gewöhnlichen Aufenthalt
oder Sitz im Gebiet eines der Vertragsstaaten
haben, in dem anderen Vertragsstaat als Kläger
(Antragsteller) oder Intervenienten vor Gericht
auf, so darf ihnen wegen ihrer Eigenschaft als
Ausländer oder wegen des Mangels eines Wohn-
sitzes, gewöhnlichen Aufenthaltes oder Sitzes im
Inland eine Sicherheitsleistung für die Prozeß-
kosten nicht auferlegt werden.

A r t i k e l 3

Weg des rechtlichen Verkehrs

In den durch diesen Vertrag geregelten An-
gelegenheiten haben die Gerichte der Vertrags-
staaten miteinander durch Vermittlung der
Justizministerien zu verkehren, soweit sich aus
den folgenden Bestimmungen nichts anderes
ergibt.

A r t i k e l 4

Sprache und Übersetzungen

(1) Die Gerichte des einen Vertragsstaates
können sich bei Ersuchen, die in Anwendung der
Bestimmungen dieses Vertrages den Gerichten
des anderen Vertragsstaates übermittelt werden,
der eigenen Sprache bedienen. Die Ersuch-
schreiben sind mit dem amtlichen Siegel zu
versehen; sie bedürfen keiner Beglaubigung.

(2) Beilagen, die den im Absatz 1 bezeichneten
Ersuchen angeschlossen werden, sind, sofern sich
aus den folgenden Bestimmungen nichts anderes
ergibt, mit beglaubigten Übersetzungen in die
Sprache des Vertragsstaates, dem das ersuchte
Gericht angehört, zu versehen.

(3) Die Beglaubigung der im Absatz 2 bezeich-
neten Übersetzungen ist durch einen in einem
der Vertragsstaaten amtlich bestellten Dolmetsch
oder ein hiefür zuständiges Organ eines der Ver-
tragsstaaten einschließlich, soweit es im Rahmen
ihrer Amtsbefugnisse liegt, der diplomatischen
oder einer konsularischen Vertretungsbehörde des
Staates, von dessen Gericht das Ersuchen aus-
geht, durchzuführen; eine weitere Beglaubigung
ist nicht erforderlich.
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A r t i k e l 5

Rechtsauskünfte

Die Justizministerien der beiden Vertragsstaa-
ten werden einander auf Ersuchen Auskünfte
über Vorschriften des bürgerlichen Rechts ein-
schließlich des Familienrechts sowie des Zivilver-
fahrensrechts erteilen, die in ihrem Staat in Kraft
stehen oder gestanden sind.

A r t i k e l 6

Staatsnotariate und Vormundschaftsbehörden

Die Bestimmungen dieses Vertrages, die sich
auf die Gerichte beziehen, sind sinngemäß auf
die Staatsnotariate und auf die Vormundschafts-
behörden der Sozialistischen Republik Rumänien
anzuwenden.

KAPITEL II

Vollstreckung von Kostenentscheidungen

A r t i k e l 7

(1) Wird der Kläger (Antragsteller) oder Inter-
venient, der auf Grund des Artikels 2 oder der
im Staate der Klageerhebung geltenden Rechts-
vorschriften von der Verpflichtung zur Sicher-
heitsleistung für die Prozeßkosten befreit war,
durch rechtskräftige und vollstreckbare Ent-
scheidung zum Ersatz der Prozeßkosten ver-
pflichtet, so ist die Kostenentscheidung im an-
deren Vertragsstaat auf Antrag der obsiegenden
Partei zu vollstrecken.

(2) Absatz 1 gilt auch für die Entscheidungen,
durch die die Höhe der Prozeßkosten nachträg-
lich festgesetzt wird.

A r t i k e l 8

(1) Der Antrag auf Vollstreckung kann ent-
weder bei dem Gericht, das zur Entscheidung
über ihn zuständig ist, oder bei dem Gericht
eingebracht werden, das über die Prozeßkosten
in erster Instanz entschieden hat.

(2) Wird der Antrag bei dem Gericht des einen
Vertragsstaates eingebracht, das in erster Instanz
entschieden hat, so ist er an das zuständige
Gericht des anderen Vertragsstaates weiter-
zuleiten.

(3) Die im Artikel 7 bezeichneten Entscheidun-
gen sind ohne vorherige Anhörung der Parteien,
jedoch mit Vorbehalt des Rekurses für die unter-
liegende Partei, nach Maßgabe des inneren
Rechtes zu vollstrecken.

A r t i k e l 9

(1) Der Antragsteller hat vorzulegen
a) eine Ausfertigung des Spruches der Ent-

scheidung mit Bestätigung der Rechtskraft
und der Vollstreckbarkeit;
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b) eine beglaubigte Übersetzung hievon in die
Sprache des Gerichtes, das zur Entscheidung
über den Antrag zuständig ist;

c) eine beglaubigte Übersetzung des Antrages
in die Sprache des Gerichtes, das zur Ent-
scheidung über den Antrag zuständig ist,
sofern dieser bei dem Gericht eingebracht
wird, das in erster Instanz entschieden
hat.

(2) Die Kosten für die im Absatz 1 Buch-
stabe a angeführte Bestätigung und die im Ab-
satz 1 Buchstaben b und c angeführten Über-
setzungen werden wie Prozeßkosten behandelt.
Sie sind auf Antrag von dem Gericht zu be-
stimmen, das über die Vollstreckung zu ent-
scheiden hat.

KAPITEL III

Befreiung von Gebühren und andere Begünsti-
gungen

A r t i k e l 10

(1) Die Angehörigen eines der Vertragsstaaten
sind vor den Gerichten des anderen Vertrags-
staates zu den Begünstigungen, die im Hinblick
auf Einkommens-, Vermögens- und Familien-
verhältnisse gewährt werden (Armenrecht), unter
denselben Bedingungen und in demselben Aus-
maß wie Inländer zuzulassen.

(2) Die im Absatz 1 genannten Begünstigun-
gen, die einer Partei in einem Verfahren in dem
einen Vertragsstaat zukommen, erstrecken sich
auch auf die Leistung von Rechtshilfe und die
Durchführung von Zustellungen in dieser Sache
im anderen Vertragsstaat.

A r t i k e l 11

(1) Das Zeugnis über die Einkommens-, Ver-
mögens- und Familienverhältnisse, das zur Er-
langung der im Artikel 10 angeführten Begünsti-
gungen notwendig ist, ist von der zuständigen
Behörde des Vertragsstaates auszustellen, in dem
der Antragsteller seinen Wohnsitz oder seinen
gewöhnlichen Aufenthalt hat.

(2) Hat der Antragsteller seinen Wohnsitz
oder gewöhnlichen Aufenthalt in einem dritten
Staat, so genügt das Zeugnis der für den Ort
seines Wohnsitzes oder gewöhnlichen Auf-
enthaltes zuständigen diplomatischen oder
konsularischen Vertretungsbehörde des Vertrags-
staates, dem er angehört.

A r t i k e l 12

Die Behörde, die mit dem Antrag auf Bewilli-
gung der im Artikel 10 Absatz 1 bezeichneten
Begünstigungen befaßt wird, hat darüber nach
ihrem inneren Recht zu entscheiden; sie kann
erforderlichenfalls ergänzende Auskünfte ein-
holen.
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A r t i k e l 13

(1) Will ein Angehöriger eines der beiden
Vertragsstaaten, der seinen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt in einem der Vertrags-
staaten hat, vor einem Gericht des anderen Ver-
tragsstaates von den im Artikel 10 Absatz 1
genannten Begünstigungen Gebrauch machen, so
kann er den entsprechenden Antrag bei dem
nach seinem Wohnsitz oder gewöhnlichen Auf-
enthalt zuständigen Gericht nach Maßgabe des
inneren Rechtes schriftlich einbringen oder zu
Protokoll geben.

(2) Das Gericht, das mit einem Antrag nach
Absatz 1 befaßt wird, hat diesen unter Anschluß
des im Artikel 11 angeführten Zeugnisses
und weiterer Beilagen an das zuständige Gericht
des anderen Vertragsstaates weiterzuleiten.

A r t i k e l 14

(1) Der im Artikel 13 Absatz 1 angeführte
Antrag ist ohne Rücksicht darauf zu behandeln,
daß er nicht in der Sprache der Behörde, die über
ihn zu entscheiden hat, abgefaßt ist. Für die
Übersetzung des Antrages, des im Artikel 11
angeführten Zeugnisses und weiterer Beilagen hat
die ersuchte Behörde zu sorgen.

(2) Im Falle der Bewilligung der Begünstigun-
gen hat das zuständige Gericht von Amts wegen
für den Antragsteller einen Vertreter nach Maß-
gabe des inneren Rechtes zu bestellen.

KAPITEL IV

Zustellungs- und Rechtshilfeersuchen

A r t i k e l 15

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, durch
ihre Gerichte auf Ersuchen einander in bürger-
lichen Rechtssachen einschließlich Sachen des
Familienrechtes Rechtshilfe zu leisten und Zu-
stellungen durchzuführen.

A r t i k e l 16

Das Ersuchen um Durchführung einer Zu-
stellung oder das Rechtshilfeersuchen hat
folgende Angaben zu enthalten:

a) den Gegenstand des Ersuchens;
b) die Bezeichnung der Beteiligten mit Vor-

und Familiennamen, Stellung im Verfahren,
Beruf, Wohnsitz oder Aufenthaltsort, bei
juristischen Personen einschließlich der Han-
delsgesellschaften Namen und Sitz;

c) gegebenenfalls Vor- und Familiennamen
sowie Anschrift ihrer Vertreter;

d) die erforderlichen Angaben über den
Gegenstand des Ersuchens, bei Zustellungs-
ersuchen insbesondere die Anschrift des
Empfängers, bei Rechtshilfeersuchen ins-
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besondere die Umstände, über die ein Be-
weis erhoben werden soll, gegebenenfalls
auch die Fragen, die an die zu vernehmen-
den Personen gerichtet werden sollen.

A r t i k e l 17

(1) Die Erledigung der Zustellungs- und
Rechtshilfeersuchen richtet sich nach den Rechts-
vorschriften des Vertragsstaates, dem das ersuchte
Gericht angehört.

(2) Das ersuchte Gericht hat jedoch, wenn es
das ersuchende Gericht verlangt, einen bestimm-
ten Vorgang einzuhalten, sofern dessen An-
wendung nicht gegen Grundsätze der Rechts-
ordnung des Staates verstößt, dem das ersuchte
Gericht angehört.

A r t i k e l 18

(1) Ist die Anschrift einer Person, die ver-
nommen oder der ein Schriftstück zugestellt
werden soll, nicht genau angegeben oder stellt
sie sich als unrichtig heraus, so hat das ersuchte
Gericht nach Möglichkeit die richtige Anschrift
festzustellen.

(2) Ist das ersuchte Gericht für die Erledigung
des Ersuchens nicht zuständig, so hat es das
Ersuchschreiben von Amts wegen an das zustän-
dige Gericht weiterzuleiten und davon das
ersuchende Gericht zu verständigen.

A r t i k e l 19

(1) Sind die zuzustellenden Schriftstücke in der
Sprache des ersuchten Gerichtes abgefaßt oder
ist ihnen eine Übersetzung in diese Sprache
beigefügt, so hat das ersuchte Gericht die Zustel-
lung unter Anwendung seiner Rechtsvorschriften
durchzuführen; Artikel 17 bleibt unberührt.

(2) In anderen Fällen als den im Absatz 1
bezeichneten sind die Schriftstücke dem Empfän-
ger nur zuzustellen, wenn er sie freiwillig ent-
gegennimmt.

A r t i k e l 20

Die Zustellung wird durch einen Zustell-
ausweis oder durch ein Protokoll nachgewiesen;
das über den Zustellvorgang errichtete Schrift-
stück muß die Unterschrift des Übernehmers und
des Zustellers sowie das Datum der Zustellung
enthalten.

A r t i k e l 21

(1) Die Gerichte, an die Rechtshilfeersuchen
gerichtet sind, haben diesen zu entsprechen und
dabei, wenn erforderlich, dieselben Zwangsmittel
anzuwenden wie bei der Erledigung von Rechts-
hilfeersuchen der Gerichte des eigenen Staates
Zwangsmittel sind, auch wenn sie nach dem
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Recht eines der Vertragsstaaten vorgesehen sind,
nicht anzuwenden, wenn es sich um das persön-
liche Erscheinen der Streitteile handelt.

(2) Auf Verlangen des ersuchenden Gerichtes
hat das ersuchte Gericht die Parteien oder das
ersuchende Gericht rechtzeitig vom Ort und von
der Zeit der durchzuführenden Rechtshilfe-
handlung zu verständigen.

A r t i k e l 22

Konnte dem Ersuchen nicht entsprochen
werden, so sind die Akten zurückzusenden und
die Gründe mitzuteilen, aus denen das Ersuchen
undurchführbar war oder die Erledigung ab-
gelehnt wurde.

A r t i k e l 23

(1) Die aus Anlaß der Erledigung eines
Ersuchens entstandenen Kosten werden mit Aus-
nahme der einem Sachverständigen entstandenen
Auslagen und dessen Belohnung im Verhältnis
zwischen den Vertragsstaaten nicht ersetzt.

(2) Die Höhe und Art der entstandenen
Kosten sind dem ersuchenden Gericht bekannt-
zugeben.

A r t i k e l 24

Die Durchführung eines Ersuchens darf nur
abgelehnt werden, wenn der ersuchte Staat der
Meinung ist, daß die Durchführung des Ersuchens
seine Hoheitsrechte beeinträchtigen, seine Sicher-
heit gefährden oder gegen Grundsätze seiner
Rechtsordnung verstoßen könnte.

KAPITEL V

Urkundenwesen

A r t i k e l 25

(1) Die von Gerichten oder Verwaltungs-
behörden eines der Vertragsstaaten im Rahmen
ihrer Zuständigkeit ausgestellten Urkunden, die
mit der amtlichen Unterschrift und dem amt-
lichen Siegel versehen sind, genießen auch vor
den Gerichten und den Verwaltungsbehörden des
anderen Vertragsstaates die Beweiskraft öffent-
licher Urkunden. Dies gilt auch für andere in-
ländische Urkunden, denen nach den Rechtsvor-
schriften des Vertragsstaates, in dem sie ausge-
stellt worden sind, die Beweiskraft öffentlicher
Urkunden zukommt.

(2) Diese Beweiskraft kommt auch der Be-
glaubigung der Unterschrift auf einer Privat-
urkunde zu, die von einem Gericht oder einer
Verwaltungsbehörde eines der Vertragsstaaten
oder von einem österreichischen öffentlichen
Notar der Privaturkunde beigesetzt worden
ist,
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A r t i k e l 26

Die im Artikel 25 Absatz 1 bezeichneten
Urkunden und die im Artikel 25 Absatz 2
bezeichneten Beglaubigungen einer Unterschrift
bedürfen zum Gebrauch vor den Gerichten
und den Verwaltungsbehörden des anderen Ver-
tragsstaates keiner weiteren Beglaubigung.

A r t i k e l 27

(1) Die Vertragsstaaten werden einander auf
Ersuchen abgaben- und kostenfrei Personen-
standsurkunden und beglaubigte Abschriften
gerichtlicher Entscheidungen, die sich auf Per-
sonenstandsangelegenheiten beziehen, für amt-
liche Zwecke ihrer Behörden übermitteln. In dem
Ersuchen ist das behördliche Interesse hinreichend
darzutun.

(2) Bei Anwendung des Absatzes 1 ist der
diplomatische Weg einzuhalten.

A r t i k e l 28

Ist der Tod eines Angehörigen des einen
Vertragsstaates im anderen Vertragsstaat be-
urkundet worden, so hat die zuständige Behörde
dieses Vertragsstaates unverzüglich die kon-
sularische oder diplomatische Vertretungsbehörde
des Vertragsstaates, dessen Angehöriger der Ver-
storbene gewesen ist, zu verständigen.

KAPITEL VI

Schlußbestimmungen

A r t i k e l 29

Dieser Vertrag berührt nicht die Bestimmun-
gen anderer Verträge, die einen oder beide der
Vertragsstaaten im Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Vertrages binden.

A r t i k e l 30

(1) Dieser Vertrag ist zu ratifizieren. Der
Austausch der Ratifikationsurkunden hat sobald
wie möglich in Bukarest stattzufinden.

(2) Der Vertrag tritt am sechzigsten Tage nach
dem Austausch der Ratifikationsurkunden in
Kraft.

A r t i k e l 31

Dieser Vertrag wird auf unbestimmte Zeit
geschlossen. Jeder der Vertragsstaaten kann den
Vertrag durch schriftliche an den anderen Ver-
tragsstaat zu richtende Notifikation aufkündigen.
Die Aufkündigung wird ein Jahr nach dem Zeit-
punkt, zu dem sie notifiziert worden ist, wirk-
sam.

Geschehen zu Wien, am 17. November 1965
in zweifacher Ausfertigung in deutscher und
rumänischer Sprache, wobei beide Texte gleicher-
maßen authentisch sind.
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Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
der beiden Vertragsstaaten diesen Vertrag unter-
zeichnet und mit Siegeln versehen.

Für die Republik Österreich:
Kreisky m. p.

Broda m. p.

Für die Sozialistische Republik Rumänien:

C. Mănescu m. p.

P r o t o k o l l

zum Vertrag zwischen der Republik Öster-
reich und der Sozialistischen Republik Rumä-
nien über Rechtshilfe in bürgerlichen Rechts-
sachen einschließlich Sachen des Familienrechts

und über Urkundenwesen

Bei der heute erfolgten Unterzeichnung des
oben bezeichneten Vertrages besteht Einverständ-
nis über folgendes:

In der Republik Österreich sind öffentliche
Personenstandsurkunden auch die von den zu-
ständigen konfessionellen Organen der gesetzlich
anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften
ausgestellten Heiratsurkunden betreffend Ehen,
die vor ihnen vor dem 1. August 1938 geschlossen
worden sind, sowie Geburtsurkunden (Geburts-
bescheinigungen) und Sterbeurkunden, wenn
Geburt oder Tod vor dem 1. Jänner 1939
beurkundet worden ist; für das Gebiet des
Burgenlandes tritt an die Stelle des 1. August 1938
und des 1. Jänner 1939 der 1. Oktober 1895.

Das Bundesministerium für Auswärtige An-
gelegenheiten der Republik Österreich wird dem
Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten
der Sozialistischen Republik Rumänien ein Ver-
zeichnis dieser Kirchen und Religionsgesell-
schaften binnen drei Monaten vom Tag des
Inkrafttretens dieses Vertrages an übermitteln.

Geschehen zu Wien, am 17. November 1965
in zweifacher Ausfertigung in deutscher und
rumänischer Sprache, wobei beide Texte gleicher-
maßen authentisch sind.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
dieses Protokoll, das einen Bestandteil des Ver-
trages bildet, unterzeichnet.

Für die Republik Österreich:
Kreisky m. p.

Broda m. p.

Für die Sozialistische Republik Rumänien:

C. Mănescu m. p.
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Vertragswerk für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz,
vom Bundesminister für Unterricht, vom Bundesminister für soziale Verwaltung, vom Bundes-
minister für Finanzen, vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, vom Bundesminister
für Handel, Gewerbe und Industrie, vom Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Unter-
nehmungen, vom Bundesminister für Landesverteidigung, vom Bundesminister für Bauten und
Technik und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem
Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 16. Jänner 1969

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Klaus

Der Bundesminister für Inneres:
Soronics

Der Bundesministcr für Justiz:
Klecatsky

Der Bundesminister für Unterricht:
Piffl

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Rehor

Der Bundesminister für Finanzen:
Koren

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Schleinzer

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und Industrie:
Mitterer

Der Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen:
Weiß

Der Bundesminister für Landesverteidigung:
Prader

Der Bundesminister für Bauten und Technik:
Kotzina

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Waldheim

Die Ratifikationsurkunden zum vorliegenden Vertrag sind am 24. Feber 1969 ausgetauscht

worden. Der Vertrag tritt daher gemäß seinem Artikel 50 Absatz 2 am 25. April 1969 in Kraft.

Klaus
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